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100 Jahre ILO: Kampf um globale 
Arbeits- und Sozialstandards
von n Klaus Pickshaus

– insbesondere in den Ländern des glo-
balen Südens.

Gründungsphase

Am 11. April 1919 nahm die Vollver-
sammlung der Friedenskonferenz den 
Vorschlag zur Gründung der ILO an und 
verankerte dies im Juni 1919 als Teil des 
Versailler Vertrages mit der Aussage: 
»Der Weltfrieden kann auf die Dauer 
nur auf sozialer Gerechtigkeit aufgebaut 
werden.« 

Die politischen Gründungsmotive 
waren allerdings vielschichtiger als der 
Friedensimpuls: Angesichts der er-
starkten revolutionären Bewegungen 
im Gefolge der russischen Oktober- und 
deutschen Novemberrevolution soll-
ten sozialpartnerschaftliche Institutio-
nen gestärkt und zugleich Profilierungs-
chancen für Politiker und Arbeitgeber 
als Sozialreformer erschlossen werden. 
Dies war durchaus mit partiellen Zuge-
ständnissen verbunden. So beschloss 
die erste ILO-Konferenz im Herbst 1919 
in Washington die Forderung nach dem 
8-Stunden-Tag und einem Verbot der 
Nachtarbeit für Arbeiterinnen.

Allerdings blieb die Agenda der ILO 
in der Zwischenkriegsphase sehr re-
duziert: Probleme der Kolonien, ins-
besondere die verbreitete Zwangsar-
beit, spielten noch keine Rolle und in 
den Vertretungsgremien waren Frauen 
schlichtweg nicht präsent.

Ernsthafte Konflikte entstanden mit 
dem Erstarken des Faschismus in Eu-
ropa. Als die NS-Regierung 1933 bei der 
ILO die Anerkennung der »Deutschen 
Arbeitsfront« als Vertretung auf der Ar-
beitnehmerbank beantragte, wurde dies 
einheitlich abgelehnt. Damit war die 
ILO die erste internationale Organisa-
tion mit dezidiert antifaschistischer Po-
sitionierung, die zudem eine öffentliche 
Plattform bereitstellte, um Verletzun-
gen des Vereinigungsrechts und die Dis-
kriminierung von Juden anzuprangern. 
Die deutsche Regierung beschloss dar-
aufhin den Austritt aus der ILO.

ILO-Standards als Arbeits- und 
Sozialgesetzbuch der Welt

Noch während des Zweiten Weltkrieges 
hatte 1944 eine Internationale Arbeits-
konferenz in Philadelphia in den USA 

Die Internationale Arbeitsorganisa-
tion (englisch: International Labour Or-
ganization, ILO) hat sich seit Langem 
zu einer der wichtigsten Unterorgani-
sationen der UNO entwickelt. Ihre Ge-
schichte ist allerdings bedeutend älter 
als die UNO und ein Ergebnis der Ver-
sailler Verhandlungen nach dem Ers-
ten Weltkrieg. Erstmals wurden die Un-

ternehmer für 
eine Verbes-
serung der Ar-
beitsbedin-

gungen in die Pflicht genommen und 
das Ziel verankert, weltweit geltende ar-
beitsrechtliche Standards zu erarbeiten. 
Gegenüber allen anderen UNO-Unter-
organisationen – WHO, UNESCO u.a. 
– ist die ILO durch die Besonderheit ei-
ner tripartistischen Struktur geprägt, 
in der neben Regierungsexperten auch 
Vertreter der Arbeitgeber und Gewerk-
schaften mit gleichem Stimmrecht sit-
zen. Konflikte waren damit vorprogram-
miert. Auch wenn das Wirken der ILO 
in der öffentlichen Wahrnehmung hier-
zulande nur eine Nebenrolle spielt, zei-
gen ihre ausgehandelten Standards und 
Veröffentlichungen durchaus Wirkung 
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stattgefunden, deren viel beachtete Ab-
schlusserklärung wenige Jahre später 
Bestandteil der ILO-Verfassung wurde. 
Sie widerspiegelt den politischen Klima-
wandel durch das Erstarken des Antifa-
schismus aber auch der Arbeiterbewe-
gung in vielen Ländern. Zwei Aspekte 
seien hervorgehoben:

Der Eingangssatz der Erklärung von 
1944 lautet: »Arbeit ist keine Ware« 
(»labour is not a commodity«). Noch 
1919 hatte man zaghafter formuliert, 
dass Arbeit nicht lediglich als Ware be-
trachtet werden sollte. Im zweiten Satz 
wird die »Freiheit der Meinungsäuße-
rung und Vereinigungsfreiheit« pro-
klamiert, und weiterhin heißt es: »Alle 
Menschen, ungeachtet ihrer Rasse, ihres 
Glaubens und ihres Geschlechts haben 
das Recht, materiellen Wohlstand und 
geistige Entwicklung unter Bedingun-
gen der Freiheit und Würde, wirtschaft-
licher Sicherheit und Chancengleichheit 
zu verfolgen.«1

Bis heute wurden 189 Übereinkom-
men, 205 Empfehlungen und sechs Pro-
tokolle verabschiedet, die in den tripar-
tistischen Gremien ausgehandelt und 
anschließend im Plenum mit einer Zwei-
drittelmehrheit angenommen werden 
müssen. Sie treten in Kraft, wenn eine 
Mindestanzahl von Ländern diese ra-
tifiziert haben. Diese Standards bilden 

kommen 29 
(Beseitigung 
der Zwangsar-
beit) aus dem 
Jahr 1930 erst 1956 völkerrechtlich bin-
dend verabschiedet.

Gegenwärtig profilieren sich die USA 
in negativer Hinsicht: Sie haben sechs 
der acht Kernnormen nicht ratifiziert ― 
obwohl die meisten schon vor Jahrzehn-
ten beschlossen wurden. Darunter sind 
auch Konventionen, die elementare Ar-
beitnehmerrechte garantieren, wie etwa 
die Bildung von Gewerkschaften (Über-
einkommen 87 und 98). In den Debat-
ten um das TTIP-Abkommen hat diese 
desaströse Blockadehaltung der USA 
eine wichtige Rolle gespielt. Infolge po-
litischer Spannungen im Zuge des Kal-
ten Krieges traten die USA 1977 sogar 
für drei Jahre aus der ILO aus.

Beschränkte Wirkung und  
Konflikte

1999 entwickelte die ILO eine mittler-
weile weltweit bekannte Decent Work-
Agenda. Nach eigenem Verständnis 
bedeutet »decent work« – menschen-
würdige Arbeitsbedingungen – noch 
mehr als nur die Einhaltung von Kern-
arbeitsnormen.2 Denn menschenwür-
dige Arbeit ist ein Menschenrecht, das 
sich aus der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte der UN-Charta (Artikel 
23) ableitet. Menschenwürdige Arbeit 
solle deshalb folgendes umfassen: 
n	 Chance auf produktive Arbeit und ein 

gerechtes Einkommen
n	 Sicherheit am Arbeitsplatz
n	 Soziale Absicherung für Familien
n	 Bessere Aussichten für die persönli-

che Entwicklung
n	 Freiheit, Sorgen am Arbeitsplatz zu 

äußern und sich organisieren zu kön-
nen

n	 Teilnahme an Entscheidungsbil-
dungsprozessen und

faktisch ein globales Arbeits- und Sozi-
algesetzbuch und dienen in UNO-Doku-
menten, bei den EU-Institutionen sowie 
in der internationalen Rechtsprechung 
als wichtige Referenzpunkte. Von zen-
traler Bedeutung sind die acht Kernar-
beitsnormen, die sich an den historisch 
herausgebildeten Grundprinzipien in 
der ILO orientieren (siehe Kasten).

Am weitesten vorangeschritten ist die 
Ratifizierung der sogenannten Kernar-
beitsnormen, denen im Durchschnitt 
172 Länder zugestimmt haben (vgl. Ab-
bildung 1 auf S. 56). Deutschland hat 
alle Kernarbeitsnormen ratifiziert, von 
den insgesamt 189 Übereinkommen al-
lerdings bisher nur 85.

Die niedrigste Anzahl an Ratifi-
zierungen durch die Mitgliedslän-
der weisen zwei der wichtigsten acht 
Kernarbeitsnormen auf, nämlich das 
Übereinkommen 87 zur Vereinigungs-
freiheit (155 Ratifizierungen) und 98 zur 
Tariffreiheit (166 Ratifizierungen). An-
gesichts eher zunehmender antigewerk-
schaftlicher Bestrebungen in vielen Län-
dern ist dies ein ernstes Problem.

Zu den »Nicht-Ratifizierern« gehö-
ren wichtige Schwellenländer wie Brasi-
lien und Indien, aber auch China. Man-
che ILO-Mitgliedstaaten lassen sich mit 
der Ratifizierung der Abkommen viel 
Zeit. So hat Deutschland das Überein-

ILO – Grundprinzipien und Kernarbeitsnormen
Vier Grundprinzipien bestimmen Selbstverständnis und Handeln der ILO:
n	 Vereinigungsfreiheit und Recht auf Kollektivverhandlungen
n	 Beseitigung der Zwangsarbeit
n	 Abschaffung der Kinderarbeit
n	 Verbot der Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf.
Diese Grundprinzipien haben in acht Übereinkommen, die auch als Kernar-
beitsnormen bezeichnet werden, ihre konkrete Ausgestaltung erfahren:
n	 Vereinigungsfreiheit und Schutz des Vereinigungsrechtes (1948)
n	 Vereinigungsrecht und Recht zu Kollektivverhandlungen (1949)
n	 Zwangsarbeit (1930) und Protokoll von 2014 zum Übereinkommen zur 

Zwangsarbeit
n	 Abschaffung der Zwangsarbeit (1957)
n	 Gleichheit des Entgelts (1951)
n	 Anti-Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf (1958)
n	 Mindestalter (1973)
n	 Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten 

Formen der Kinderarbeit (1999).
Die acht Kernarbeitsnormen bilden das Grundgerüst für die internationalen 
Arbeits- und Sozialstandards. Im Rahmen der UN-Leitprinzipien für Wirt-
schaft und Menschenrechte von 2011 wurden sie völkerrechtlich den »klassi-
schen« Menschenrechten gleichgestellt.
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Der Autor dankt Carolin Vollmann, ILO-Ex-
pertin beim DGB-Bundesvorstand, für zahlrei-
che Hinweise.

1  Zitiert nach: www.ilo.org/global/about-the-
ilo/history/lang--en/index.htm 
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n	 Chancengleichheit mit Blick auf die 
Behandlung von Frauen und Män-
nern in der Arbeitswelt.

Insbesondere in den Ländern des globa-
len Südens wurde das Konzept des »de-
cent work« (»trabajo decento«) zu ei-
nem ganz wichtigen Bezugspunkt der 
Aktivitäten der Gewerkschaftsbewe-
gung. 3 Während in den entwickelten In-
dustriestaaten die Umsetzung der ra-

tifizierten 
ILO-Über-
einkommen 
ein Konflikt-

feld blieben und noch ambitionier-
tere Projekte wie Gute Arbeit im Mittel-
punkt rückten, konnten Gewerkschaften 
in den Ländern des Südens aus dieser 
ILO-Vorgabe Kraft schöpfen.4 Dennoch 
musste die ILO im hundertsten Jahr ih-
res Bestehens resümieren, dass nach 
wie vor Zwangsarbeit in den globalen 
Lieferketten existiert und jedes zehnte 
Kind weltweit von Kinderarbeit betrof-
fen ist.5

Generell galt für alle ILO-Mitglied-
staaten: Die Übereinkünfte (»Conven-
tions«) werden innerstaatlich nach ei-
ner Ratifizierung rechtlich bindend, und 
ihre Umsetzung wird von der ILO re-
gelmäßig überprüft. Diese Überprüfung 
kann von der Arbeitnehmer- wie von 
der Arbeitgeberseite kommentiert wer-
den, um ggf. Verstöße weiterhin in ei-
nem Normenkontrollausschuss untersu-
chen zu lassen.6 

Soweit die Regularien. Doch wie sieht 
die Praxis aus?

Am Beispiel der deutschen Arbeits-
schutzrealität können die Schwierigkei-
ten und Ausflüchte verdeutlicht werden. 
Zwar existiert in Deutschland aufgrund 
der EU-Impulse aus den 1980er Jahren 
ein fortschrittliches Arbeitsschutzrecht, 
dessen Umsetzung jedoch von Jahr 
zu Jahr immer schlechter kontrolliert 
wird.7 Verbindliche ILO-Übereinkom-
men, die von der Bundesregierung rati-
fiziert wurden, sehen im Übereinkom-
men 187 ein kohärentes innerstaatliches 
System von klaren Rechtsvorschriften 
und verantwortlichen Stellen für die Ar-
beitsschutzaufsicht vor. Zudem regelt 
ein noch älteres Übereinkommen 81 aus 
dem Jahr 1947, dass die Zahl der Auf-
sichtsbeamten ausreichen muss, um 
eine wirksame Kontrolle zu gewährleis-

ten (»Article 10 calls for a ›sufficient 
number‹ of inspectors«). In einem spä-
teren Dokument eines ILO-Ausschus-
ses, das dieses Übereinkommen 81 kon-
kretisiert, wurde das auch quantifiziert: 
Und zwar soll das Verhältnis von Auf-
sichtspersonen pro Beschäftigtenanzahl 
in Industriestaaten 1:10.000 betragen.8 
Angesichts des kontinuierlichen Abbaus 
der staatlichen Arbeitsschutzaufsicht 
und des föderalen Dumpingwettbe-
werbs der Bundesländer sind die realen 
Relationen weit von dieser ILO-Vorgabe 
entfernt. Die Bundesregierung versucht 
dies dadurch zu verschleiern, dass sie 
auf das zusätzliche Personal der Unfall-
versicherungen verweist, die aber einen 
anderen Beratungsauftrag nach dem 
SGB VII besitzen und wichtige Bereiche 
wie das Arbeitszeitrecht überhaupt nicht 
im Blick haben können.9 Nach wie vor 
ein unausgestandener Konflikt.

Ein Beispiel für einen folgenreichen 
Konflikt entwickelte sich 2012 zwischen 
der Arbeitgebergruppe und den Gewerk-
schaften in den ILO-Gremien um die 
Frage des Streikrechts. Während ILO-
Konventionen international eher eine 
Aufwertung erhielten, versuchen ins-
besondere Kräfte des Arbeitgeberlagers 
aus Deutschland und Großbritannien 
die Interpretation der Übereinkommen 
zur Vereinigungs- und Tariffreiheit ein-
zuengen, um das Streikrecht zu torpe-
dieren. Der Normenkontrollausschuss, 

bei dem Verstöße gegen Übereinkom-
men landen, hatte das Streikrecht bis-
lang aus den Übereinkommen abgelei-
tet. Die Arbeitgeberseite blockierte nun 
die Arbeit dieses Ausschusses. Die Ge-
werkschaftsseite konnte diese Blockade 
vorerst dadurch aufweichen, dass ge-
nerell eine Evaluierung älterer Über-
einkommen akzeptiert wird. Die DGB-
Expertin Carolin Vollmann resümiert 
allerdings: »Bis heute ist der Streit 
über das Streikrecht auf internationa-
ler Ebene und die Auslegung der Über-
einkommen 87 und 98 nicht gelöst. Er 
hat das Vertrauen auf Arbeitnehmer-
seite in eine konsensorientierte Verstän-
digung zwischen den Parteien innerhalb 
der ILO stark erschüttert.«10 Wird unter 
solchen Bedingungen das tripartistische 
System auf Dauer noch funktionieren?

Turbulente Zukunft 

Eine weitaus größere Bedrohung ent-
steht aus den neuen weltpolitischen 
Konstellationen:

Mit dem Ende der bipolaren Welt-
ordnung nach 1989 ist der Anspruch 
der USA auf einen amerikanischen Uni-
lateralismus entstanden, der durch die 
Trump-Regierung radikalisiert wurde. 
Institutionen der UNO und ihre Finan-
zierung werden infrage gestellt.

Hinzu kommt eine weltweite Rechts-
entwicklung mit der Folge von autoritä-
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Abbildung 1: Ratifizierung grundlegender Übereinkommen der ILO

Quelle: www.ilo.org/global/topics/future-of-work/publications/WCMS_663002/lang--de/index.htm (Grafik auf S. 24)
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ren Regierungskonstellationen, die mit 
Menschenrechtsstandards auf Kriegsfuß 
stehen und deren Interesse an der ILO 
kaum noch spürbar ist.

In einer Stellungnahme des DGB 
(»Die Reform der UN und ihre Auswir-
kungen auf die ILO«) vom August 2018 
heißt es: »Die UN steht nicht erst seit 
Donald Trump unter zunehmender Kri-
tik. Ihr wird vorgeworfen, zu teuer, frag-
mentiert und ineffizient zu sein, um in 
Zeiten von staatlicher Sparpolitik in der 
derzeitigen Form bestehen zu bleiben. … 
Obgleich es gute Gründe für die Reform 
gibt, gibt es ebenso viele Bedenken, was 
die Umsetzung und die Position der ILO 
betrifft. Die Reform könnte der ILO zu 
größerem politischen Gewicht inner-
halb der UN-Familie verhelfen oder ihre 
Marginalisierung beschleunigen.«11 

Gefahren für die Unabhängigkeit und 
das Ansehen der ILO drohen durch so-
genannte »innovative Finanzierungsin-
strumente«, die angesichts von Budget-
problemen durch die Austeritätspolitik 
vieler Regierungen auf Modelle einer 
»Public Private Partnership« mit In-
dustrieverbänden und Konzernen set-
zen. Wie die IUF (International Union 
of Food, Agricultural, Hotel, Restau-
rant, Catering, Tobacco and Allied Wor-
kers’ Associations) mitteilt, gab es sol-
che Modelle beispielsweise mit der 
Schokoladen- und Tabakindustrie so-
wie neuerdings mit dem Weltkonzern 
McDonald’s.12 

Die aktuelle gemeinsame Initiative 
zwischen ILO und McDonald’s soll an-
geblich Jugendbeschäftigung fördern. 
Lukas Hochscheidt vom DGB kommen-
tiert dies so: »Hier inszeniert sich ein 
offen gewerkschaftsfeindlicher Groß-
konzern als sozialpolitischer Mäzen 
und die ILO verleiht ihm mit ihrer Zu-
sammenarbeit auch noch das sozial-
partnerschaftliche Gütesiegel.« Der 
DGB-Experte sieht Gefahren für die Un-
abhängigkeit der ILO: »Private Geldge-
ber verfolgen nämlich vor allem wirt-
schaftliche Interessen, die Einfluss auf 
die Auswahl und Ausrichtung der Pro-
jekte und letztlich auf die Gewichtung 
von Gewerkschaften innerhalb des UN-
Systems haben werden. … Dementspre-
chend steht sowohl für die ILO als auch 
für das gesamte multilaterale System 
viel auf dem Spiel.«13 

Dass diese Risikoprognose nicht aus 
der Luft gegriffen ist, zeigt der Blick 
auf die UN-Organisation WHO. Der 
Arzt und kritische Gesundheitspolitiker 
Hontschik schreibt in seiner monatli-
chen Kolumne in der Frankfurter Rund-
schau: »Die WHO hat allem voran ihre 
Unabhängigkeit verloren, seit sich im-
mer mehr Regierungen aus der Finan-
zierung zurückgezogen haben. Durch 
viel zu geringe Pflichtbeiträge der Mit-
gliedsländer wurde die WHO in die 
Arme der Pharmaindustrie getrieben. 
Es werden knapp 80 Prozent des WHO-
Jahresetats von 4,4 Milliarden Dollar 
von diesen Pharma-Spenden bestritten. 
An erster Stelle steht die Bill-and-Me-
linda-Gates-Stiftung, die alleine über 
600 Millionen Dollar spendet. Im Vor-
stand dieser Stiftung sind alle großen 
Pharmafirmen vertreten. Lukrative Me-
dikamenten- und Impfprogramme wer-
den seitdem von der WHO gefördert, 
von Basisgesundheitssystemen ist keine 
Rede mehr. Die WHO macht also Politik 
für ihre Spender.«14

Das Jubiläumsjahr der ILO bietet die 
Chance, eine größere öffentliche Reso-
nanz für das Wirken, aber auch die sich 
abzeichnenden Risiken dieser Institu-
tion zu gewinnen. Die Bedeutung für 
die Gewerkschaften unterstreicht Hoch-
scheidt: »In keiner anderen internati-
onalen Organisation sitzen neben den 
nationalen Regierungen auch Arbeitge-
berorganisationen und Gewerkschaften 
mit am Tisch – und zwar nicht nur als 
Expertinnen und Experten, sondern als 
Akteure des Entscheidungsprozesses.« 

Zusätzliche öffentliche Resonanz 
verspricht auch der zum Jubiläums-
jahr vorgelegte Bericht einer »Globa-
len Kommission zur Zukunft der Arbeit: 
Für eine bessere Zukunft arbeiten« zu 
bekommen, in dessen Mittelpunkt die 
Auswirkungen des digitalen Umbruchs 
in der Arbeit stehen. Die Kommission 
wurde 2017 als Teil der ILO-Initiative 
zur Zukunft der Arbeit ins Leben geru-
fen. Für Deutschland war der ehemalige 
Staatssekretär und jetzige SPD-Bundes-
geschäftsführer Thorben Albrecht da-
bei. Die Botschaft des Berichts: Die Ar-
beitswelt von morgen lässt sich nur mit 
globalen Mindeststandards für die Platt
formökonomie und klaren Regeln für 
den Einsatz Künstlicher Intelligenz (KI) 
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human gestal-
ten. »Crowd-
work-Platt-
formen und 
über Apps vermittelte Tätigkeiten, die 
die Plattformwirtschaft bilden, könnten 
die Arbeitspraktiken des 19. Jahrhun-
derts wiederaufleben lassen und künf-
tige Generationen von ›digitalen Tage-
löhnern‹ hervorbringen«, heißt es in 
dem Bericht.15 

Die Debatte über diese Thesen zur 
Zukunft der digitalen Arbeit könnte die 
zukünftige Bedeutung der ILO-Stan-
dards unterstreichen.

2  www.ilo.org/berlin/arbeitsfelder/kinderar-
beit/WCMS_627790/lang--de/index.htm

3  Als Referent auf einer lateinamerikanischen 
Gewerkschaftskonferenz zum Arbeitsschutz im 
November 2015 in Medellín wurde mir die Be-
deutung des Konzeptes des »trabajo decento« 
erst richtig deutlich.

4  Zum Thema decent work und Gute Ar-
beit Näheres bei Klaus Pickshaus (2014): Rück-
sichtslos gegen Gesundheit und Leben. Gute Ar-
beit und Kapitalismuskritik, Hamburg, S. 36f.

5  Handelsblatt vom 12.3.2019.
6  Die ILO veröffentlicht kontinuierlich auch 

Berichte zur sozialen Lage und zu den Arbeits-
bedingungen, an denen auch Gewerkschafter 
beteiligt sind. Ich selbst konnte an einer ILO-
Publikation 1998 mitwirken: ILO: Multime-
dia convergence: breaking the silence, Labour 
Education 1998/1-2 Nos 110-111, Geneva, p. 40-
44. http://klaus-pickshaus.de/wp-content/up-
loads/2017/10/pickshaus_health_hazards_in_
computer_work.pdf . 2011 lud mich die ILO zu 
einem Vortrag zum Thema Stressprävention 
beim XIX. World Congress on Occupational Sa-
fety and Health in Istanbul ein. http://klaus-
pickshaus.de/wp-content/uploads/2017/06/
Vortrag-Istanbul_stress.pdf 

7  Wolfhard Kohte hat dies seit Langem sehr 
kenntnisreich dokumentiert. Vgl. ders.: Auf-
sicht im Arbeitsschutz – internationale Anfor-
derungen und Impulse, in: WSI-Mitteilungen 
3-2015, S. 170ff.

8  ILO, Committee on Employment and So-
cial Policy, Strategies and practice for labour 
inspection, Geneva November 2006, www.ilo.
org/public/english/standards/relm/gb/docs/
gb297/pdf/esp-3.pdf

9  Kohte macht angesichts des Kompetenz-
streits zwischen Bundesregierung und Bun-
desländern den konstruktiven Vorschlag einer 
»Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und 
Ländern«, die die Einhaltung der ILO-Empfeh-
lung zur Pflicht macht. A.a.O., S. 174.

10  Carolin Vollmann: 100 Jahre ILO – Vom 
wilden Traum zur Vision von Morgen, in: Sozi-
ale Sicherheit 3-2019, S. 121.

11  DGB-Bundesvorstand: Die Reform der UN 
und ihre Auswirkungen auf die ILO, Berlin 25. 
August 2018.

12  www.iuf.org/w/?q=node/1134 
13  IPG-Journal vom 13.2.2019, www.ipg- 

journal.de/regionen/global/artikel/detail/sie-
lieben-es-nicht-3255/ 

14  www.fr.de/panorama/vorsicht-10962409.
html 

15  www.ilo.org/global/topics/future-of-work/
publications/WCMS_663002/lang--de/index.
htm, S. 18.




